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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Der Bundesrat legte im Dezember 2022 den Rahmenkredit 2024–2027 für drei Genfer
Zentren im Bereich der Sicherheitspolitik vor. Dieser Rahmenkredit war mit CHF 130
Mio. in etwa gleich hoch wie derjenige der vorangegangenen Periode und entsprach im
Übrigen inflationsbereinigt dem Betrag, der bereits für die Periode 2016 bis 2019
gutgeheissen worden war. Bei den Zentren handelt es sich um das Genfer Zentrum für
Sicherheitspolitik (GCSP), das Genfer internationale Zentrum für humanitäre
Minenräumung (GICHD) sowie das Genfer Zentrum für die Gouvernanz des
Sicherheitssektors (DCAF). Der Bundesrat führte in der Botschaft aus, dass der Bund
mit der Unterstützung dieser Zentren drei Ziele verfolge: Erstens möchte er eine
friedliche internationale Ordnung fördern, zweitens soll das internationale Genf als
Standort für friedens- und sicherheitspolitische Organisationen gestärkt werden und
schliesslich soll das Fachwissen im Bereich der Aussen- und Sicherheitspolitik
weiterentwickelt werden. 
Der Nationalrat beugte sich in der Sommersession 2023 über die Botschaft.
Kommissionssprecherin Doris Fiala (fdp, ZH) erläuterte für die SiK-NR, die dem
Rahmenkredit einstimmig zugestimmt hatte, dass sich die drei Genfer Zentren zu
weltweit anerkannten und geschätzten Kompetenzzentren für die Aussen-, Friedens-
und Sicherheitspolitik entwickelt hätten. Kommisssionssprecher Fabien Fivaz (gp, NE)
ergänzte, dass die Arbeit der drei Zentren der humanitären Mission der Schweiz
entspreche und zur Entwicklung des Friedens und der internationalen Beziehungen
beitrage. Die beiden Mitglieder der FK-NR, Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) und Lars
Guggisberg (svp, BE), riefen ebenso dazu auf, den Rahmenkredit gutzuheissen. Sie
berichteten, dass es in der Kommission zu einer Diskussion gekommen war, ob der
Kredit angesichts der aktuellen Finanzlage des Bundes nicht etwas gekürzt werden
sollte. In der Abstimmung sei der entsprechende Antrag auf Kürzung jedoch deutlich
mit 22 zu 3 Stimmen abgelehnt worden. Gelobt wurde von den beiden
Kommissionssprechenden der Fakt, dass die Zentren in den letzten Jahren den Anteil
an Drittmitteln hatten steigern können.
Nach diesen Voten schritt die grosse Kammer zur Abstimmung. Sie stimmte der Vorlage
mit 156 zu 23 Stimmen (1 Enthaltung) zu. Die ablehnenden Stimmen stammten aus den
Reihen der SVP-Fraktion sowie von einem SP-Mitglied. 1
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Entwicklungspolitik

Die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
wurden im der Herbstsession 2020 im Nationalrat ähnlich hitzig diskutiert, wie einige
Monate zuvor bereits im Ständerat. Konkret handelte es sich bei vorliegendem Geschäft
um drei Bundesbeschlüsse: zwei Verpflichtungskredite über CHF 217.5 Mio. respektive
CHF 713.9 Mio. für die Kapitalerhöhungen und die Erhöhung des Garantiekapitals der
WBG; zwei Verpflichtungskredite über CHF 109.7 Mio. respektive CHF 1.718 Mrd. für die
Kapitalerhöhung und die Erhöhung des Garantiekapitals der AfDB; und schliesslich eine
Änderung des Quorums für Kapitalerhöhungen im Rahmen der IFC. 
Die APK-NR empfahl dem Nationalrat auf alle drei Bundesbeschlüsse einzutreten,
während zwei Kommissionsminderheiten – die Minderheit Guggisberg (svp, BE) der FK-
NR und die Minderheit Grüter (svp, LU) der APK-NR – einen Antrag auf Nichteintreten
stellten. Claudia Friedl (sp, SG), Komissionssprecherin der FK-NR, betonte die
Bedeutung der beiden Banken, die für ihre Arbeit auf Unterstützung von aussen
angewiesen seien, wobei die Schweiz sich über das reine Geldgeben hinaus auch gegen
Korruption und Fehlinvestitionen einsetze. Für Minderheitsführer Guggisberg waren
derartige Ausgaben in der Corona-Krise schlicht nicht zu verkraften. Zudem würden die
Banken immer wieder menschenrechtsverletzende Projekte finanzieren und hätten mit
Korruption zu kämpfen. Schliesslich wies Guggisberg darauf hin, dass sich auch die USA
nicht an der Kapitalerhöhung beteiligten. Franz Grüter argumentierte im Namen seiner
APK-NR-Minderheit ebenfalls gegen das Eintreten und nahm dabei vor allem auf die
Argumente seines Vorredners und Parteikollegen Bezug. Er kritisierte darüber hinaus
aber auch, dass CHF 300 Mio., welche den Banken im Austausch für Aktien überwiesen
werden sollten, als Investitionen und nicht als ordentliche Ausgaben klassifiziert werden
sollen. Die beiden Minderheiten Guggisberg und Grüter wurden gemeinsam mit 133 zu
54 Stimmen abgelehnt, womit der Nationalrat auf das Geschäft eintrat. Darüber hinaus
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machte die APK-NR mehrere Änderungsvorschläge in den Bundesbeschlüssen, welche
dem Bundesrat konkrete Handlungsanweisungen auferlegen würden. Unter anderem
stimmte der Nationalrat dafür, dass die Schweiz ihr Abstimmungsverhalten zu den
einzelnen Projekten der Banken im Internet publizieren und der Bundesrat dem
Parlament alle zwei Jahre Auskunft darüber geben muss, wie sich die Schweiz für den
Schutz der Menschenrechte, gute Regierungsführung und den Klimaschutz einsetzt.
Ausserdem muss sich die Schweiz in der Weltbankgruppe für die Stärkung der
staatlichen Bildung und der Gesundheitsversorgung einsetzen, eine Nulltoleranzpolitik
gegenüber Korruption und Repression verfolgen und die Schaffung von dauerhaften
Arbeitsplätzen in den Zielländern unterstützen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Kredite für die Weltbankgruppe mit den vorgenommenen Ergänzungen
mit 139 zu 54 Stimmen und jene für die Afrikanische Entwicklungsbank mit 140 zu 55
Stimmen an. Damit schuf er eine Differenz zum Ständerat, welcher das Geschäft erneut
zur Behandlung überwiesen erhielt. 2

1) AB NR, 2023, S. 1172 ff.; AB NR, 2023, S. 1174; BBl, 2022 3188
2) AB NR, 2020, S. 1555ff.; AB NR, 2020, S. 1562ff.
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